
Berlin–WieweitwäreUrsulavonderLey-
en wohl ohne ihre Männer gekommen?
Zwei sind herauszuheben, die sie auf ih-
rempolitischenWeg treubegleitet haben,
der eine tut es immer noch: Jens Flos-
dorff. Bei ihremAbschiedausdemVertei-
digungsministerium hatte die Ministerin
ihren Sprecher als „Meister des Wortes“
bezeichnet. Tatsächlich war es ihm nahe-
zu immer gelungen, auch die noch so un-
bequemen Sachverhalte so darzustellen,
dass seine Ministerin einen Nutzen dar-
ausziehenkonnte.Er folgte ihrnachBrüs-
sel, wo sie im vergangenen Jahr zur EU-
Kommissionspräsidentin aufgestiegen
ist. Der andere, ihr ewiger Staatssekretär
Gerd Hoofe, blieb im Wehrressort. Der
Mann, der sie durchmehrereMinisterien
beimAufstieg inBerlin begleitet hat, wird
bald65.Er istdamitbeschäftigt aufzuräu-
men,wasunterderVerteidigungsministe-
rin im Chaos endete.

Es kursiert ein hübscher Satz über die-
sen Mann: Wenn es im Ministerium
brennt, muss Hoofe ran. In der Nacht zu
Freitag erlaubte der Untersuchungsaus-
schuss des Bundestages, der sich mit
rechtswidrigen Auftragsvergaben des
Wehrressorts an externe Berater befasst,
seltene Einblicke darin, wie von der Ley-
ens politisches Brandschutzsystem funk-
tionierte. Als Zeuge war Staatssekretär
Hoofe geladen.

Der Ausschuss untersucht, wie es dazu
kommen konnte, dass teils etlicheMillio-
nen Euro schwere Aufträge am Vergabe-
recht vorbei an externe Berater gingen.
Nachdem von der Leyen 2013 an die Spit-
ze des Verteidigungsministeriums ge-
rückt war, hatte sie auf die Hilfe von au-
ßen gesetzt, um das Haus zumodernisie-
ren. Vor allem bei der Digitalisierung be-
standNachholbedarf. SieholtedieMcKin-
sey-Managerin Katrin Suder als Staats-
sekretärin für Rüstung ins Haus. Wohin

dieserAnsatz führte, zeigten2018Prüfbe-
richte desBundesrechnungshofes: In vie-
lenFällenwurdenicht geprüft, obAufträ-
ge notwendig und wirtschaftlich waren.
Ausgeschrieben wurde oftmals auch
nicht.Bald standderVorwurfderVettern-
wirtschaft im Raum, weil Spitzenbeamte
wie Suder freundschaftliche Beziehung
zu Beratern führten. DerMinisterin sei es
wie Hoofe gegangen, als sie mit den Vor-
würfen konfrontiert worden sei: Sie sei
„befremdet und entsetzt“ gewesen, er-
zählt der Staatssekretär im Ausschuss.

Bei ihm lag dann die interne Aufklä-
rung. Es war Herbst 2018 und absehbar,
dass die Verteidigungspolitiker im Bun-
destag rasch Informationen erwarteten.
SiebekamendannaucheinenBericht, da-
mals, Ende November, 63 Seiten umfas-
send.Es fehltedarinkeineswegsanEinge-
ständnissenvonFehlern–dieproblemati-
scheNähezudenExternenwirdangespro-

chen, auchderenausufernderEinfluss im
Haus.Alsesaberdarumgeht,Verantwort-
liche für die Versäumnisse zu benennen,
blieb der Bericht zumÄrger der Abgeord-
neten vage und unkonkret.

In der Ausschusssitzung konfrontier-
ten die SPD-Abgeordneten Siemtje Möl-
ler und Dennis Rohde den Staatssekretär
nunmiteinemFundstückausdenBeweis-
unterlagen.Es trägtdenTitel: „Verantwor-
tungsbericht“, ist ein paar Tage vor dem
Bericht fürdieAbgeordnetenerstelltwor-
denundbenenntziemlichklar,wodiePro-
bleme lagen. Einer der Abteilungsleiter
galt demnach als „Ausfall“, er habe seine
Vorgesetztenfunktion nicht wahrgenom-
men.DasBudget sei nicht überwacht, das
WirkenderExternennichtrichtigkontrol-
liert worden. Laut diesem Bericht stelle
sichauchdieFrage,obnichtdieDienstauf-
sicht durch die zuständige Staatssekretä-
rin oder Staatssekretär „unzureichend“
gewesensei.Bis zu ihremfreiwilligenAus-
scheiden im Frühjahr 2018 war das von
der Leyens Vertraute: Katrin Suder.

Hoofe musste sich im Ausschuss Fra-
gengefallen lassen,warumdieParlamen-
tarier darüber lange nichts erfuhren. „Sie
müssennichtdenken,dass icherfreutdar-
überwar“, sagteHoofe.Für ihnseiaberda-
mals bei diesen Versäumnissen nicht die
„Erheblichkeitsschwelle“ überschritten
worden, die ein disziplinarrechtliches
oder strafrechtliches Vorgehen erforder-
lich gemacht hätten. Außerdem sei ermit
der Qualität des Verantwortungsberichts
nicht „ausreichend zufrieden“ gewesen.
Er sei unter großem Zeitdruck entstan-
denundhabe sich lediglich auf Aktenma-
terial stützen können – ein Vorläuferbe-
richt eben, mehr Bedeutung komme die-
semDokumentnicht zu.Eswärewohlun-
terVerschlussgeblieben,hättendieAbge-
ordneten nicht den Untersuchungsaus-
schuss erzwungen.  mike szymanski

von christian endt

und benedict witzenberger

München–Viel Zeitbleibtnichtmehr:Be-
vorspätestens imHerbstkommendenJah-
res die nächste Bundestagswahl ansteht,
müssen sich die Parteien auf eine Reform
desWahlrechtseinigen.Sonstdrohteinrie-
siges Parlament. Das deutsche Bundes-
tagswahlrecht hat eigentlich einen guten
Ruf: Es kombiniert die Persönlichkeits-
wahl, die etwa in den USA und in Großbri-
tannien praktiziert wird, mit der Verhält-
niswahl, vereintalsodirektgewählteAbge-
ordnete aus den Wahlkreisen mit einer

möglichst gerechten Verteilung der ge-
wählten Parteien. Doch genau diese Ver-
bindung zweier Systeme verursacht in ei-
ner zunehmend zersplitterten Parteien-
landschaft Probleme:Was,wenn eine Par-
tei mehr Direktmandate erringt, als ihr
nach Zweitstimmen zustehen? Überhang-
mandate sollten das Problem lösen, schu-
fen aber neue Ungerechtigkeiten, wie das
Verfassungsgericht2008und2012monier-
te. Der Bundestag erfand daraufhin die
Ausgleichsmandate – mit der Folge, dass
sichdieZahlderSitzeweiter erhöhte.Heu-
te sitzen im Parlament 709 Abgeordnete,
die Verfassung sieht eigentlich 598 vor.

Undeskönntennochmehrwerden.For-
scher warnen seit Jahren davor, dass auch
800 oder mehr Abgeordnete mathema-
tisch möglich sind. Die Politikwissen-
schaftler Thomas Gschwend und Marcel
Neunhoeffer von der Universität Mann-
heim haben für die Süddeutsche Zeitung
auf Basis aktueller Umfragen simuliert,
wie groß das nächste Parlament werden
könnte. DaUmfragen irren können, haben
dieWissenschaftlermehrereTausendVari-
anten mit leicht unterschiedlichen Aus-
gangswertendurchgerechnet. Inneunvon
zehnFällenergabsicheineAbgeordneten-
zahl über der jetzigen von 709. Inmehr als

der Hälfte der Fälle läge die Zahl derMan-
date bei 733 oder darüber. Im Extremfall
könnten es 837 Abgeordnete werden.

SowohlderehemaligeBundestagspräsi-
dentNorbertLammert als auchAmtsinha-
berWolfgangSchäubledrängendiePartei-
en daher zu einer Änderung des Wahl-
rechts. Das Parlament soll kleinerwerden.
Schäublefordert eineEinigungbisEndeJa-
nuar. FDP, Grüne und Linke wollen die
Zahl derWahlkreise von299 auf 250 redu-
zierenunddieGesamtzahlderAbgeordne-
ten auf 630 erhöhen. Dadurch verschöbe
sich das Verhältnis von Direktmandaten
undListenmandaten vonHalbe-Halbe auf

etwa40zu60.EntstehendeÜberhangman-
datesollenzudemandersalsbisher länder-
übergreifend mit Listenmandaten ausge-
glichen werden. Wenn die CDU etwa in
Sachsen viele Überhangmandate erzielt,
könnte dies mit weniger Listenmandaten
inNordrhein-Westfalenausgeglichenwer-
den, wo die Partei nicht so stark ist. Aller-
dings sind in diesem System Überhang-
mandate nicht komplett ausgeschlossen.

WelcheAuswirkungen dieser Vorschlag
hätte, hängt vor allem vom Zuschnitt der
Wahlkreise ab. Die Berechnungen der
MannheimerWissenschaftler deuten dar-
auf hin, dass über die regulären 630 Sitze
hinaus keine Überhang- und Ausgleichs-
mandate nötig wären. Je nach Gestaltung
derWahlkreisgrenzenund jenachWahler-
gebnis, insbesondere der CSU, ist ein grö-
ßeres Parlament aber nicht ausgeschlos-
sen. Zu diesem Ergebnis kommt auch ein
Gutachten des Bundeswahlleiters.

Mehrere CDU-Politiker haben in einem
Brief an Fraktionschef Ralph Brinkhaus
vorgeschlagen, den Ausgleich zwischen
Erst- und Zweitstimmenergebnis schlicht
abzuschaffen. Wie bisher sollen 299 Di-
rektmandate vergeben werden, die übri-
gen 299 Sitze über die Zweitstimme. Das
Verrechnen beider Stimmen entfiele. Die-
ses Szenario würde vor allem CDU und
CSU nutzen, die in der Regel die Mehrzahl
der Direktmandate gewinnen. Würde
nach diesem System am kommenden
Sonntaggewählt,könntedieUnion imVer-
gleich zur Bundestagswahl 2017 ungefähr
35 Sitze dazugewinnen – obwohl der Bun-
destag um 111 Sitze schrumpfen würde
und die Union in Umfragen schlechter da-
steht als damals. Alle anderen Parteien
würden Sitze verlieren – mit Ausnahme
derGrünen,dieerstmalseinegrößereZahl
anDirektmandatenerringenkönnten.Vie-
le Länder wenden ein solches System an,
darunter Italien, Russland undMexiko.

Auch die AfD hat einen Vorschlag, wie
der Bundestag kleiner werden soll. Dem-
nach soll eine Partei je Bundesland nur so
viele Mandate bekommen, wie ihr nach
den Zweitstimmen zustehen. Diese harte
Kappungsgrenze würde Ausgleichs- und
Überhangmandate verhindern – aber
wahrscheinlich dazu führen, dass man-
chen direkt gewählten Abgeordneten ihr
Mandat verwehrt bliebe.

„Befremdet und entsetzt“
Von der Leyens wichtigster Beamter im Untersuchungsausschuss zur Berater-Affäre

Dresden – Das Landgericht Dresden hat
gegen sechsMitglieder der rechtsextre-
men Freien Kameradschaft Dresden
(FKD) lange Haftstrafen verhängt. Der
Rädelsführer Benjamin Z. (31) muss für
vier Jahre und vierMonate ins Gefäng-
nis. Angeklagt waren fünfMänner sowie
eine Frau. Die Beschuldigten wurden
wegen der Beteiligung an einer kriminel-
len Vereinigung, schweren Landfriedens-
bruchs, gefährlicher Körperverletzung
und Sprengstoffexplosionen verurteilt.
Verhängt wurden Strafen zwischen zwei
Jahren und zehnMonaten und sechs
Jahren. Das Gericht ging davon aus, dass
die Kameradschaft nicht von Anfang an
auf Gewalttaten aus war. Sie habe sich
aber nach ihrer Gründung im Juli 2015
schnell radikalisiert. Die FKD hatte wie-
derholt Gewalttaten an Ausländern,
Andersdenkenden und auch Polizisten
verübt. Die Taten seien aus fremden-
feindlichen und rassistischenMotiven
begangenworden, sagten die Richter in
ihrer Urteilsbegründung. dpa

München–Die Inhaber vonFotogeschäf-
tendürfenauch inZukunftPassfotosknip-
sen.BundesinnenministerHorstSeehofer
verzichtet auf seinen Plan, nach dem alle
Fotos für Pässe oder Personalausweise in
deutschen Behörden mit speziellen Foto-
automatengemachtwerdenmüssen. Inei-
nem im Dezember bekannt gewordenen
Gesetzentwurf hatte es geheißen, wer ei-
nenPasswolle,müsse sichkünftig „inGe-
genwarteinesMitarbeitersderPassbehör-
de“ fotografieren lassen.

Die geplante Regel sollte ein Mittel ge-
gendas sogenannte „Morphing“ sein:Mit
Software lassensichzweiGesichtsfotos zu
einemverschmelzen. Die Programme, die
es gratis im Netz gibt, setzen Merkmale
aus beiden Ursprungsbildern zu einem
neuenzusammen. Ist einFoto imPassder-
art manipuliert, kann außer dem Inhaber
auch eine andere Person mit dem Doku-
ment reisen, wenn ihre Gesichtszüge in
dem Bild stecken. Grenzbeamte und Ge-
sichtserkennungs-Technik können ge-
morphte Bilder nur schwer erkennen.

Die Öffentlichkeit hörte 2018 von der
Technik: Aktivisten des „PengKollektivs“
hatten ein Foto eines ihrer Mitglieder mit
dem der damaligen EU-Außenkommis-
sarin Federica Mogherini gemischt. Das
Fotogingnach ihrenAngabenbeiderBun-
desdruckerei durch. Mit dem Pass hätten
nunwohl beide Frauen reisen können.

Morphing treibt Sicherheitspolitiker
um. ImGesetzentwurfheißtes: „DieFunk-
tion des Passes als Dokument zur Identi-
tätskontrolle ist damit im Kern bedroht.“
Eine EU-Verordnung von 2019 empfiehlt
Mitgliedsstaaten, biometrische Passfotos

in den Behörden zu knipsen, um jedes
Bildder richtigenPersonzuzuordnen.Nor-
wegen und Schweden tun das schon. Dem
deutschenInnenministeriumsindnachei-
genen Angaben vier Morphing-Fälle be-
kannt, darunter jener der „Peng“-Aktion.

Doch Inhaber von Fotoläden sahen ein
wichtiges Geschäftsfeld von „Verstaatli-
chung“ bedroht. In einem Brief von Han-
delsverbandDeutschlandundBundesver-
band Technik des Einzelhandels hieß es:
„Da die Fotohändler mit der Erstellung
derPassbilder nichtnur denhöchstenDe-
ckungsbeitrag erzielen, sondern dieser
Service auch maßgeblich für Kundenfre-
quenz indenGeschäftensorgt,würdedie-
ser PlanMillionenumsätze vernichten.“

AmFreitagdrehteSeehoferbei: Ihmsei
wichtig, dass Bürger entscheiden könn-
ten, „ob sie die Passfotos künftig bei der
Behördeoder ineinemFotogeschäftanfer-
tigen lassen“.NunmüssenseineMitarbei-
ter prüfen, mit welcher Technik sich ga-
rantiert Morphing-freie Fotos im Ge-
schäftmachenunddannsicherandieÄm-
ter übertragen lassen.  jannis brühl

Wachstumsbremse dringend gesucht
598 Abgeordnete sollen eigentlich im Bundestag sitzen, tatsächlich sind es derzeit 709 – nach der nächsten Wahl könnten es bis zu 837 sein.

Das zeigen Berechnungen von Mannheimer Forschern. Was tun? Die Parteien haben mehrere Vorschläge gemacht. Doch jeder hat einen Haken

Einwohner lebten Ende 2019
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Hamburg/Kreuth – Ex-Unionsfrakti-
onschef FriedrichMerz (CDU) hat der
CDU-Spitze angeboten, in einem Team
für den nächstenWahlkampf eine Rolle
zu spielen. „Wirmüssenmit der best-
möglichen Formation in die nächste
Bundestagswahl gehen. Das ist nicht nur
eine Person an der Spitze, das ist eine
Mannschaft, und ichmöchte auch in
einerMannschaft dabei sein“, sagte
Merz bei einerWirtschaftsveranstaltung
amTegernsee. CDU-Chefin Annegret
Kramp-Karrenbauer begrüßte das Ange-
bot. „Ich freuemich über die Bereit-
schaft von FriedrichMerz, sich zu enga-
gieren“, sagte sie am Freitag amRande
der zweitägigen Klausur der CDU-Spitze
in Hamburg. Auch Generalsekretär Paul
Ziemiak zeigte sich erfreut. Die CDU
brauche „viele verschiedene starke Köp-
fe. Und FriedrichMerz gehört sicherlich
zu den besonders meinungsstarken
Köpfen“.

Unions-Fraktionschef Ralph Brink-
haus warnte hingegen vor Personalde-
batten. Im Zusammenhangmit einer
von CSU-ChefMarkus Söder ins Spiel
gebrachten Verjüngung des Bundeskabi-
netts sagte er: „DieMenschen haben
genug von Personaldiskussionen und
ich imÜbrigen auch.“ Zudem erteilte er
einer Zusammenarbeit der CDUmit
Linkspartei oder AfD, wie sie in Thürin-
gen diskutiert wird, eine klare Absage.
„Die Beschlusslage der Bundespartei
und der Bundestagsfraktion ist ganz
klar: Es gibt keine inhaltliche Zusam-
menarbeitmit der AfD und den Linken.
Und ich erwarte von allen Beteiligten,
dass es auch dabei bleibt.“ Thüringens
CDU-ChefMikeMohring dagegen sagte
derRheinischen Post: „Ich erwarte grund-
sätzliches Verständnis für das, was wir
machen.“Mohring hatte einerMinder-
heitsregierung von Linken, SPD und
Grünen bei bestimmten Projekten Unter-
stützung im Landtag in Aussicht gestellt.
Er betonte, er stimme sichmit CDU-Che-
fin Kramp-Karrenbauer ab. dpa

Hamburg – Für ein Rechtsgutachten,
das Bundesminister Andreas Scheuer
(CSU) in der Affäre um die Pkw-Maut
entlastet, hat das Verkehrsministerium
mehr als 240000 Euro bezahlt. Das
berichtet das Nachrichtenmagazin Spie-
gel. Das Gutachten umfasse 90 Seiten
und sei von der Kanzlei Linklaters er-
stellt worden, auf Basis eines Stunden-
satzes von 410 Euro. Es komme zu dem
Fazit, dass es für dasMinisteriumweder
verpflichtend noch zumutbar gewesen
sei, vor dem Abschluss der Mautverträ-
ge das Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs abzuwarten. Laut demGrünen-Ab-
geordneten Stephan Kühn, Mitglied des
Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses zur Pkw-Maut, habe das „teure
Gefälligkeitsgutachten“ hingegen nur
einen Zweck: „demMinister dabei zu
helfen, im Amt zu bleiben“. sz

Es droht Gesichtsverlust
Innenminister Seehofer verzichtet auf neue Passfoto-Regeln

Das geltende Wahlsystem führt zu einem übergroßen Parlament. Doch eine Reform ist schwierig.Das Wahlrecht und seine Probleme

So funktioniert das aktuelle System Aktuelle Sitzverteilung

Verschiedene Reformvorschläge zur Änderung des Wahlsystems

Wahl
Jeder hat 2 Stimmen.

13 Kandidaten
der Partei A

werden direkt
gewählt.

Partei A:

Partei A

Erststimme Zweitstimme

Partei B

Partei C

10 Sitze stehen der
Partei A aufgrund ihres
Zweitstimmen-
ergebnisses zu.

entstehen, weil Partei A
durch Erststimmen mehr
Sitze bekommen hat, als
ihr durch das Zweit-
stimmenergebnis zustehen.

Überhangmandate

Grüne, FDP, Linke

keine Überhang-
oder Ausgleichsmandate
mehr, einfacheres
System

Grabenwahlsystem
mit Trennung von
Erst- und Zweitstimme

Begrenzung der Direkt-
mandate je Partei

Weniger Direktmandate,
mehr Fokus auf Zweit-
stimme

Zweipersonen-
wahlkreise

Zweitstimme verliert
an Gewicht, Parteien-
proporz wird nicht
erhalten

keine Überhang- oder
Ausgleichsmandate,
Zweitstimme bleibt
zentral

Unvorhersehbarkeit der
Wahlentscheidung für
die Wähler, möglicher-
weise verfassungswidrig
(Wahl nicht mehr un-
mittelbar und gleich)

eher weniger Überhang-
und Ausgleichsmandate
als bisher, Personal-
isierte Verhältniswahl
bleibt erhalten

mit Überhang-
und Ausgleichs-

mandaten

weniger direkt
gewählte Ansprech-
partner, Erststimme
verliert an Gewicht

Bertelsmann-Stiftung

weniger bis keine
Überhang- oder
Ausgleichsmandate

völlig neues
Wahlsystem
auf Bundesebene

CDU AfD

erhalten die anderen
Parteien, damit das Ver-
hältnis (Zweitstimmen-
ergebnis) wiederhergestellt
ist.

Ausgleichsmandate

Partei B:

Partei C:

**bei Zweikammersystemen: in der unteren Kammer
des Parlaments

Abgeordnete je eine Million Einwohner**

12,1Polen

Italien

Vereinigtes Königreich

Kanada

Niederlande

Frankreich

Deutschland (tatsächlich)

Spanien

Türkei

Deutschland (regulär)

Südafrika

Japan

Brasilien

USA

Indien

10,4

9,8

9,1

8,7

8,6

8,6

7,5

7,3

7,2

6,9

3,7

1,3

2,5

0.4

Sitze jeweils zu Beginn der Wahlperiode

*Prognose

662 672 669
603 614 622 631

709 733*

’90 ’94 ’98 ’02 ’05 ’09 ’13 ’17 ’21

Verteilung der Sitze auf Landesebene.
Die genannten Zahlen sind fiktiv.

709 Sitze gesamt (Fraktionslos: 5)

Direktmandate

Listenmandate

5 12

88
80

64 66

58

94

15

231

AfD 90CDU/CSU 246 Grüne 67SPD 152 FDP 80 Linke 69

Quellen: Gschwend/Neunhoeffer/Uni Mannheim, Bundeswahlleiter, CIA, Weltbank

GRAFIK: EVAKÖNIG; RECHERCHE: CHRISTIAN ENDT
UND BENEDICTWITZENBERGER

Es ist das angekündigte Ende einer Ära:
Bis spätestens 2038 soll in Deutschland
das letzte Kohlekraftwerk vom Netz ge-
henund auchderAbbaudesRohstoffsGe-
schichte sein. In der Nacht von Mittwoch,
15. Januar, aufDonnerstag, 16. Januar, eini-
gensichderBundunddiebetroffenenBun-
desländer auf einen Ausstiegsfahrplan
für die Kohleindustrie. Schon bis Ende
dieses Jahres soll das erste Braunkohle-
kraftwerk abgeschaltet werden, der Ham-
bacher Forst soll nicht den Baggern zum
Opfer fallen.DieBundesregierungwill den
Kohleregionenmitbis zu40MilliardenEu-
ro beimwirtschaftlichen Umbau helfen.

Nach einer intensiven, aber respektvoll
geführten Debatte entscheidet der Bun-
destag amDonnerstag, 16. Januar, die Re-
gelnfürdieOrganspendenurwenigzuän-
dern.Die vonBundesgesundheitsminister
Jens Spahn (CDU) favorisierte Wider-
spruchslösung, nach der Ärzte Toten die
Organeentnehmenkönnen,wenndiese zu
Lebzeiten nicht widersprochen haben,
erhält keine Mehrheit. Die meisten Abge-
ordneten stimmen für denVorschlag einer
Parlamentariergruppe, derdie ausdrück-
liche Zustimmung der Spender voraus-
setzt. Diese soll in einem Online-Register
festgehalten werden können.

Russlands Präsident Wladimir Putin
kündigtamMittwoch, 15. Januar, eineVer-
fassungsreforman,diedenStaatgrundle-
gend umbauen soll. Sowill er die Kompe-
tenzeneineszukünftigenPräsidentenein-
schränkenunddiedesParlamentsauswei-
ten.MinisterpräsidentDmitrijMedwed-
jew tritt am selben Tag zurück, an seine
Stelle soll der Chef der nationalen Steuer-
behörde,Michail Mischustin, treten. Op-
positionelle werfen Putin vor, so seine
Macht über das Ende seiner Amtszeit im
Jahr 2024 hinaus zementieren zu wollen.

Mit der Verlesung der Anklagepunkte
beginntamDonnerstag, 16. Januar, imUS-

SenatdasAmtsenthebungsverfahrenge-
gen PräsidentDonald Trump. Neue Aus-
sageneinesZeugenbelastendenPräsiden-
ten:ErhabedieRegierungderUkraineun-
ter Druck gesetzt, um sie zu Ermittlungen
gegen den demokratischen Präsident-
schaftsbewerber Joe Biden zu bewegen.

Nach tagelangem Zögern gibt Irans Re-
gierung in Teheran am Samstag, 11. Janu-
ar, zu, das eigeneMilitär habe ein ukraini-
sches Passagierflugzeug „unbeabsich-
tigt“ abgeschossen. Dabei sind alle
176Menschen an Bord ums Leben gekom-
men.PräsidentHassanRohani spricht von
einem „katastrophalen Fehler“. Proteste

Tausender Iraner gegen die eigene Füh-
rung werden niedergeschlagen. Um das
auf der Kippe stehende Atomabkommen
mit Iran zu erhalten, lösen Deutschland,
FrankreichundGroßbritannienamDiens-
tag, 14. Januar, den sogenannten Schlich-
tungsmechanismus aus, an dessen Ende
Sanktionen stehen könnten. Rohanidroht
daraufhin, europäische Soldaten in der
Region könnten „in Gefahr sein“.

Der Sultan von Oman, Qabus bin Said
al-Said, ist tot,wieamSamstag, 11. Januar,
bekannt wird. Er hatte sein Sultanat fast
50 Jahre regiert. Die Nachfolge tritt sein
Cousin Haitham bin Tariq al Said an.  jbb
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Gerd Hoofe, Staatssekretär im Verteidi-
gungsministerium.  M. ASSANIMOGHADDAM/DPA

Haftstrafen für Neonazis

Das Konzept aus der Union
würde eine Fraktion klar
bevorzugen: die Union

83,2
Millionen

Merz will mitmachen

Kritik an teurem Gutachten

INLAND

Morphing bedroht die
Funktion des Passes „im Kern“,
warnt das Ministerium

Für Fotoläden sind Passbilder eine
wichtige Einnahmequelle.  FOTO: DPA
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